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Schüler-Jobbörse soll
ausgebaut werden
Angebot in 2007 auch für Baesweiler im Visier
Baesweiler. Was in Alsdorf und
Broichweiden bereits seit Jahren
erfolgreich funktioniert, soll im
Laufe des kommenden Jahres
auch in Baesweiler auf die Beine
gestellt werden: eine Schüler-Job-
börse in Trägerschaft des Vereins
„fair handeln“. Dabei werden Ta-
schengeldjobs je nach Fähigkeit
und Interesse der Jugendlichen in
privaten Haushalten – etwa Baby-
sitten, Einkäufe tätigen, Rasenmä-
hen – sowie in Handel und Hand-
werk – beispielsweise Aufräumar-
beiten oder Botengänge – vermit-
telt. Geht es zum einen um die
Verbesserung der finanziellen Si-
tuation der Schüler, hat die Börse
aber auch andere Effekte, wie Ver-
einsgeschäftsführer und Pastoral-
referent Dietmar Prielipp betont.
So würden Eigeninitiative, Verant-
wortung und Teamfähigkeit der
Heranwachsenden gefördert, die
zudem ihre ersten Schritte in Rich-
tung Arbeitswelt unternehmen.

Integration wichtig
„Die Schüler lernen etwa

Schlüsselqualifikationen wie
Pünktlichkeit und Zuverlässig-
keit“, erzählt Prielipp. Dabei wer-
den die Jugendlichen nicht nur in
ihren Jobs begleitet, sondern in
Workshops auch darauf vorberei-
tet. Und zum Abschluss erhalten
sie in Alsdorf ein Zertifikat – was
bei Bewerbungsgesprächen be-
stimmt nicht von Nachteil ist.

Darüber hinaus werden ver-
schiedene Generationen wie auch
Menschen aus verschiedenen
Stadtteilen und Gesellschaftsgrup-
pen zusammengeführt. Besonders
der letzte Aspekt ist Rechts- und
Sozialdezernent Andreas Leuchter
wichtig. Der Integrationsaspekt
soll für die Schüler-Jobbörse in
Baesweiler ein Schwerpunkt sein.
Bei der Vermittlung sollte insbe-
sondere darauf geachtet werden,

dass Kontakte zwischen Menschen
mit und ohne Migrationshinter-
grund entstehen. So solle ein in-
tensives Kennenlernen ermög-
licht und der Abbau von etwaigen
Vorurteilen gefördert werden.

Daher wird der Ausländerbeirat
in seiner nächsten Sitzung am
Donnerstag, 2. November, um 18
Uhr im Rathaus Setterich über die
Pläne informiert. Anfang kom-
menden Jahres, erläutert Leuch-
ter, werde die Schüler-Jobbörse
auch im Sozialausschuss themati-
siert. Dabei ist er zuversichtlich,
dass das Projekt umgesetzt werden
könnte. Doch bis es so weit ist,
müssten mit dem Verein noch ei-
nige Fragen geklärt werden. Etwa,
ob und wo eine Anlaufstelle einge-
richtet werden kann. Zudem müs-
se verhindert werden, dass durch
die Schüler-Jobbörse Schwarzar-
beit entstehe oder reguläre Ar-
beitsverhältnisse abgebaut wür-
den, sagt Leuchter. Das unter-
streicht auch Prielipp, der erläu-
tert, dass es sich um „Mini-Aufträ-
ge“ handelt. Zu rund 60 Prozent
entfalle das Arbeitsaufkommen
auf Gartenarbeiten. Weitere 30
Prozent Jobs für die 14 bis 18 Jahre
alten Schüler, die haftpflicht- und
unfallversichert sind, seien Hilfe-
stellungen im Haushalt wie Bü-
geln oder Einkaufen. Teilweise
würden pflegende Angehörige
entlastet. In der Regel verdienten
die Schüler, von denen im Schnitt
permanent 80 begleitet werden,
vier bis sechs Euro die Stunde.
Weil es im Laufe der Jahre viele
Anfragen aus Baesweiler – von
Schülern und älteren Menschen –
gegeben habe, sei der Verein auf
die Stadtverwaltung zugegangen,
erzählt Prielipp. Jetzt müsse das
Alsdorfer Modell, das unter ande-
rem zwei Hauptschulen als Koope-
rationspartner hat, strukturell an
Baesweiler angepasst werden. Die
Gespräche laufen. (udo)

„Wider aller politischen Vernunft“
Wolfgang Fritz hofft auf Votum der Basisgenossen gegen die große Koalition

Würselen. Dass der Ehrenvorsit-
zende des SPD-Ortsvereins Broich-
weiden und langjährige Vize-Bür-
germeister, Wolfgang Fritz, wahr-
lich kein Freund einer großen Ko-
alition in Würselen ist, stellt er
erneut heraus: „Meine Mentalität,
aber auch die in über 30 Jahren in
harter kommunalpolitischer Ar-
beit erworbenen Erfahrungen
zwingen mich förmlich zum Wi-
derspruch. Zunächst sind für mich
die langanhaltenden so genann-
ten Sondierungsgespräche eine
vorweg getroffene Entscheidung,
von der man erhofft, dass die
Stadtverbandsdelegierten diese
nur noch ‚kopfnickend‘ bestäti-
gen. Eine tolle demokratische Ver-
fahrensweise.“

Für Fritz ist klar, dass der bishe-
rige Beschluss bezüglich Erweite-
rung Merzbrück (Status quo)
durch die Hintertür aufgehoben
werde. Bemerkenswert sei auch
die Aussage, dass zwischen den
jahrzehntelangen politischen
Kontrahenten CDU und SPD mitt-
lerweile ‚eine gemeinsame Ver-
trauensbasis‘ gewachsen sei. Fritz
erklärt: „Das führt die Stimmerfol-
ge der Würselener SPD in den Jah-
ren 1972 bis 1995 ad absurdum. In
dieser Zeit wurde selbst der kon-
servative Stadtteil Broichweiden
zu einer sozialdemokratischen
Hochburg. Warum es für mich wi-
der aller politischen Vernunft zu
einer großen Koalition mit dem
bisherigen politischen Gegner
kommen soll, ist aus der offenbar
als Nebenabsprache getroffenen

Zusage, dass „auch die SPD bei
nächster Gelegenheit einen Beige-
ordneten vorschlagen darf“ zu er-
kennen. Der zukünftige Bürger-
meister-Kandidat der SPD hat da-
bei sicherlich noch keine Rolle ge-
spielt – oder? Die große Koalition
macht vieles möglich, unverhoh-
lener kann man seine Absichten
nicht mehr kundtun.“

Dem langjährigen Wahlkämp-
fer sei nicht klar, wer im Wahljahr
2009 Gegner der SPD sein könnte
– „die CDU wohl nicht“. Stim-
mengewinne und sogar das Ziel
„Mehrheitsfraktion“ zu werden,
könne er nicht erkennen. Bei den
beiden vorangegangenen Kom-
munalwahlen habe die SPD keine
Stimmen an die CDU verloren,
wohl aber an andere Gruppen. De-

nen werde mit der Entscheidung
„große Koalition“ viel Munition
geliefert. Das Desaster dieser Ver-
einigung im Bund und auch in
Kommunen sei nur allzu gegen-
wärtig.

In Anbetracht der desolaten Fi-
nanzsituation in Würselen seien
die Pläne, unter anderem eine
Stadthalle bauen zu wollen, mehr
als unrealistisch. Man sei kaum in
der Lage, Sporthallen, Schulen,
Straßen, Bürgersteige und so wei-
ter instand zu halten, das Aquana
lasse grüßen. Fritz: „Trotz aller
Enttäuschung und einer gewollten
Vorentscheidung setze ich noch
ein Fünkchen Hoffnung auf das
Votum der Genossinnen und Ge-
nossen in der Delegiertenver-
sammlung am 3. November.“

FDP-Vorschlag im Koalitionsvertrag entdeckt
W „Noch liegt die SPD nicht mit

der CDU im Bett, die Basis
muss noch zustimmen, aber die
Nachthemden im Partnerlook
sind schon ausgesucht. Natür-
lich mit den zugehörigen
Schlafmützen“, kommentiert Dr.
Elisabeth Hovestadt für die FDP
die Vorschläge zu Merzbrück,
die im Entwurf der Koalitions-
vereinbarung zwischen CDU
und SPD fixiert sind.

W Die Liberalen stimmt es nichts-
destotrotz froh, dass nun offen-
sichtlich auch die SPD die Kur-
ve bekommen habe: „Wenigs-
tens Teile von ihr fliegen eine
Steilkurve und landen bei der

Drehung der Landebahn: Das ist
gut so! Es fehlt noch eine Klei-
nigkeit, nämlich die Verschie-
bung. Dann genau kommen bei-
de Fraktionen bei der Lösung an,
die die FDP schon jahrelang ver-
tritt“, betont Elisabeth
Hovestadt.

W Eine Drehung sei nämlich not-
wendig, um für den Landeplatz
zukünftige Optionen offen zu
halten. Beides, Drehung und Ver-
schiebung, seien auch für den
Lärmschutz und zur Entlastung
der Weidener der richtige
Ansatz. Zudem sei endlich klar,
Landes- und/oder Bundesmittel
müssten abgerufen werden.

Wohnstadt Würselen
will weiter wachsen
Gesamtkonzept für ein Baugebiet zwischen MZ Marienhöhe und Aachener
Kreuz liegt vor. Ein- und Mehrfamilienhäuser für über 500 Einwohner sollen
entstehen. Der neue Stadtteil könnte in vier Abschnitten realisiert werden.

Würselen. Würselen genießt als
Wohnort zweifellos wachsende
Beliebtheit. Der Blick auf die Im-
mobilienpreise belegt dies ein-
drucksvoll. Immerhin bis zu 240
Euro pro Quadratmeter müssen
für Bauland bezahlt werden. Zum
Vergleich: In Eschweiler und Stol-
berg sind es bis zu 200 Euro, Her-
zogenrath 210 Euro, Alsdorf 175
Euro, Baesweiler 150 Euro. Dass
Würselen Spitzenreiter im Kreis
Aachen ist, daran sind sicher auch
die von der Kommunalpolitik ein-
geforderten Erlöse für das Bauge-
biet am Wisselsbach nicht ganz
unschuldig. Nun schickt sich die
Stadt an, erneut ein großes Bauge-
biet zu entwickeln. Der Boden soll
bereitet werden für über 500 neue
Einwohner. Zurzeit wird die Flä-
che zwischen dem Medizinischen
Zentrum Marienhöhe (Mauerfeld-
chen) und Gewerbegebiet Aache-
ner Kreuz (Hauptstraße) landwirt-
schaftlich genutzt. Nähe Oppener
Straße wird derzeit ein kleines Are-
al bebaut, die Grundstückserlöse
fließen in die Finanzierung der

Osttangente. Nun legt die Verwal-
tung ein überarbeitetes Konzept
für das gesamte Baugebiet auf den
Tisch, mit dem sich der Ausschuss
für Umwelt und Stadtentwicklung
am Donnerstag, 17.30 Uhr, be-

schäftigen wird. Die Erschließung
und Anbindung des Siedlungsge-
biets soll über zwei Kreisverkehre
(Mauerfeldchen und Hauptstraße)
erfolgen. Eine größere Grünfläche
ist Richtung Dobacher Straße vor-
gesehen. Zentrale Funktion soll
ein so genannter Quartiersplatz
übernehmen, der von Mehrfamili-
enhäusern mit Praxen, Büros, Lä-
den und Gastronomie umrahmt
werden kann. Vorgeschlagen wird
eine gemischte Baustruktur aus
Einzel-, Doppel- und Reihenhäu-
sern (maximal 200 Wohneinhei-
ten) und Mehrfamilienhäusern
(bis zu 100 Wohneinheiten). Die
Höhe der Bebauung soll zwei Ge-
schosse nicht überschreiten, mit
Ausnahme der Bebauung am
Quartiersplatz. Dort könnte nach
Vorstellungen der Verwaltung aus
städtebaulichen Gründen eine
Dreigeschossigkeit zugelassen
werden. Die Mehrfamilienhausbe-
bauung soll zudem auf das Bauge-
biet verteilt werden. In vier Ab-
schnitten soll das Baugebiet wach-
sen. (gp)

Infrastruktur prüfen
W Im Entwurf für den Koalitions-

vertrag zwischen CDU und SPD
heißt es: „Das Gelände zwi-
schen Mauerfeldchen, Oppener
Straße, Hauptstraße, Dobacher
Straße und Salmanusstraße
wird entwickelt. Hierfür ist ein
Gesamtkonzept unter Berück-
sichtigung der Auswirkungen
auf die Infrastruktur zu erstel-
len.“ Das riesige Baugebiet
befindet sich in Nachbarschaft
des Medizinischen Zentrums
(MZ), Betriebsteil Marienhöhe.
Zum MZ wird festgestellt: „Die
Sicherung und der Erhalt des
MZ des Kreises Aachen an bei-
den Standorten (Würselen und
Bardenberg) sind für die Koali-
tion unabdingbar.“

Abfallberater Kleinen
verabschiedet
Würselen. Vom langjährigen
Abfallberater Georg Kleinen
verabschiedete sich der Be-
triebsausschuss. Aus Gründen
der Kostenminimierung und
wegen der Zentralisierung der
Entsorgung des Abfalls wird er
seinen Drei-Tage-Arbeitsplatz
bei den Kommunalen Dienst-
leistungen Würselen (KDW) in
den Pützbenden verlassen. Der
Abfallberater wird künftig von
seinem Büro in Eschweiler aus
über die AWA-Hotline den Rat-
suchenden in Würselen zur
Verfügung stehen. Mit Be-
triebsleiter Willi Grotenrath
stimmte der Ausschuss darin
überein: „Er hat wesentlichen
Anteil am Erfolg der Abfall-
wirtschaft in der Stadt Würse-
len.“ Grotenrath sagte Dank
für loyale und vertrauensvolle
Zusammenarbeit in den ver-
flossenen Jahren. Die Sprecher
im Ausschuss erklärten, Klei-
nen werde ihnen mit seinen
Hintergrundinformationen
fehlen.

Kurz notiert

Bahnhofsvorplatz
wird ausgebaut
Herzogenrath. Nach Umge-
staltung des Haltepunktes am
Bahnhof in Kohlscheid erfolgt
nun der Straßenausbau in der
Bahnstraße im Auftrag der
Deutschen Bahn AG. Baube-
ginn ist am Donnerstag, 2. No-
vember. Für die Arbeiten ist
eine Vollsperrung nötig. Die
Zufahrten zum Baumarkt und
Gartencenter sind davon nicht
betroffen. Die Haltestellen am
Bahnhof für den Linienver-
kehr HZ 2 und WÜ 1 werden
zur Banker Straße Höhe Wils-
berger Straße verlegt. Weitere
Informationen sind an den
Haltestellen ausgehängt. Die
Baumaßnahme wird voraus-
sichtlich je nach Witterungsla-
ge bis Ende Februar 2007 be-
stehen.

Viel Platz für neue Häuser: DerWeg soll freigemacht werden für ein Baugebiet inWürselen. Foto:Georg Pinzek
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